
Kurzbericht 

Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration 
(52. - öffentliche - Sitzung am 8. Januar 2015) 

Beratungsthemen: 

1. Einführendes Gespräch mit der Landesbeauftragten für Menschen mit 

Behinderungen, Frau Petra Wontorra 

 

Der Ausschuss führte ein einführendes Gespräch mit der neu berufenen 

Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen. 

  

2. Ja zur Einbürgerung - Einbürgerungskampagne starten! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/2163 

 

hier: Stellungnahme der Kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe 

 Berichterstatterin: Frau Reinke 

 

Der Ausschuss nahm einen Bericht über die Beratung des Antrags in der Kommission zu 

Fragen der Migration und Teilhabe entgegen und schloss die Beratung des Antrags ab. Mit 

den Stimmen der Fraktionen der SPD, der Grünen und der FDP gegen die Stimmen der 

CDU-Fraktion empfahl er dem Landtag, den Antrag unverändert anzunehmen. 

  

3. Unterrichtung durch die Landesregierung über besondere Vorkommnisse im 

Niedersächsischen Maßregelvollzug 

 

dazu: Erörterung des Kataloges der mitzuteilenden Vorkommnisse 

 

Der Ausschuss legte den Katalog der mitzuteilenden Vorkommnisse im Maßregelvollzug 

einstimmig fest. 

  

4. Sozialgenossenschaften in Niedersachsen aufbauen und stärken 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1475 

 

Der Ausschuss setzte die Beratung des Antrags fort. Er kam überein, den Ausschuss für 

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, den Ausschuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz, den 

Kultusausschuss, den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und 

Landesentwicklung sowie den Ausschuss für Wissenschaft und Kultur um eine 

Stellungnahme zu dem Antrag zu bitten. Der Ausschuss stelle die weitere Beratung des 

Antrags bis zur Vorlage eines von den Fraktionen der SPD und der Grünen angekündigten 

Änderungsvorschlags zurück. 

  

5. Volksfestkultur in Niedersachsen bewahren 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/2003 

 

Der Ausschuss schloss die Beratung des Antrags ab. Einstimmig empfahl er dem Landtag, 

den Antrag in der Fassung des von allen Fraktionen getragenen Änderungsvorschlags vom 

6. Januar 2015 (Vorlage 2 zu Drs. 17/2003) anzunehmen. Er bat einstimmig den 

Ältestenrat, von der Vorlage eines Votums des mitberatenden Ausschusses für Bundes- 

und Europaangelegenheiten, Medien und Regionalentwicklung zu dem Antrag abzusehen, 

um die abschließende Beratung des Antrags bereits im Januar-Plenarsitzungsabschnitt zu 

ermöglichen. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2163.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1475.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2003.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2003.pdf
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6. Flächendeckende Versorgung und Betreuung schwerstkranker Kinder und 

Jugendlicher in Niedersachsen weiterentwickeln 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/2509 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung des Antrags. Er bat die Landesregierung für eine 

der nächsten Sitzungen um eine Unterrichtung über den aktuellen Sachstand und kam 

überein, dann auch über eine mündliche Anhörung zu dem Antrag zu entscheiden. 

  

7. Mehr Zeit für Pflege statt für Dokumentation - vereinfachte Pflegedokumentation jetzt 

umsetzen! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/2495 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung des Antrags. Er kam überein, von der 

Landesregierung eine Unterrichtung über den aktuellen Sachstand zu erbitten und zu dem 

Antrag eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

  

8. Rechtsstaatlichkeit bei der medizinischen Versorgung von Flüchtlingen in 

Niedersachsen beachten! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/2499 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung des Antrags. Er kam überein, die Kommission zu 

Fragen der Migration und Teilhabe um eine Stellungnahme zu dem Antrag zu bitten. 

  

9. Aufklärung über HIV und andere sexuell übertragbare Infektionen verstärken 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/2549 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung des Antrags. Er bat die Landesregierung um 

einen aktuellen Sachstandsbericht. Ferner kam er überein, den Kultusausschuss und die 

Kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe um eine Stellungnahme zu dem Antrag 

zu bitten.  

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/2501-3000/17-2509.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2495.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2499.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/2501-3000/17-2549.pdf

